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Neuregelung des nordrhein-westfä-
lischen Abstandsflächenrechts durch 
das Baurechtsmodernisierungsgesetz 
NRW
von Rechtsanwalt Nick Kockler, Köln*

A.  Einleitung
Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Bau-
ordnungsrechts in Nordrhein-Westfalen – Bau-
rechtsmodernisierungsgesetz (BauModG NRW) 
vom 21.07.2018,1 das mit seinen wesentlichen 
Regelungen zum 01.01.2019 in Kraft getreten ist, 
hat der nordrhein-westfälische Landesgesetzgeber 
auch in dem komplexen und höchst praxisrelevan-
ten Bereich des Abstandsflächenrechts sowohl eine 
Reihe redaktioneller Änderungen als auch grund-
legende inhaltliche Neuerungen vorgenommen. 
Dabei verfolgt er u.a. das Ziel größtmöglicher An-
passung an die Regelungen der Musterbauordnung 
(MBO) und damit der Regelungen der meisten 
anderen Bundesländer.2 Unter Berücksichtigung 
nordrhein-westfälischer Besonderheiten (z.B. gro-
ßer Ballungsräume, zahlreicher Universitäts- und 
Fachhochschulstandorte) soll die Orientierung 
an der MBO einen Beitrag zur Harmonisierung 
des Bauordnungsrechts der Länder leisten und so 
auch durch unterschiedlich komplexe Regelungen 
verschiedener Landesbauordnungen bedingten 
Standortnachteilen entgegenwirken.3 Dabei sorgt 
die intendierte Anpassung an die MBO bereits rein 
sprachlich dafür, dass nun nicht mehr von „Ab-
standflächen“, sondern – in Übereinstimmung mit 
den Regelungen des Bauplanungsrechts – die Rede 
von „Abstandsflächen“ ist. Der vorliegende Beitrag 
soll einen Überblick über die relevanten Änderun-
gen bzw. Neuregelungen schaffen und mit der No-
velle einhergehende besondere Problemstellungen 
im Bereich des nordrhein-westfälischen Abstands-
flächenrechts beleuchten.

B.  Abstandsflächenrechtliche Grundfor-
derung
Mit der Novelle der Landesbauordnung durch das 
in wesentlichen Teilen zum 01.01.2019 in Kraft 
getretene Baurechtsmodernisierungsgesetz setzt 
der Landesgesetzgeber die Zeichen dem allgemei-
nen Trend entsprechend auch im Abstandsflächen-

recht auf eine weiter-
gehende Verdichtung 
innerstädtisch gelege-
ner Grundstücke zugunsten des Freiraumschutzes. 
Ergänzend wird die zunehmende Förderung der 
Schaffung dringend benötigten Wohnraums zum 
Ziel des novellierten Abstandsflächenrechts erklärt.

Bis auf die in systematischer Hinsicht zu begrüßen-
de Implementierung der Regelung des ehemaligen 
§ 6 Abs. 10 Satz 1 BauO NRW 2000 in dem neuen 
§ 6 Abs. 1 Satz 2 BauO NRW bleibt die abstands-
flächenrechtliche Grundforderung des § 6 Abs. 1 
BauO NRW auf den ersten Blick jedoch unver-
ändert. Nach wie vor sind gem. § 6 Abs. 1 Satz 1 
BauO NRW vor den Außenwänden von Gebäuden 
Abstandsflächen von oberirdischen Gebäuden frei-
zuhalten und wird die abstandsflächenrechtliche 
Grundforderung um die Anordnung ihrer entspre-
chenden Geltung für im Einzelnen näher bestimmte 
sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind, 
ergänzt. Mit der Regelung in Satz 2 der Vorschrift, 
die inhaltlich § 6 Abs. 10 Satz 1 BauO NRW 2000 
entspricht, trägt der Landesgesetzgeber dem Um-
stand Rechnung, dass im Hinblick auf die von § 6 
BauO NRW geschützten Belange (Belichtung, Be-
lüftung, Sozialabstand, Brandschutz) von den in 
Satz 2 genannten Anlagen aufgrund ihrer Abmes-
sungen bzw. der Art der Nutzung gebäudegleiche 
Wirkungen ausgehen können.

Ebenfalls bekannt mutet der in § 6 Abs. 1 Satz 3 
BauO NRW formulierte, sog. Vorrang des Bau-
planungsrechts4 an. Die Vorschrift bestimmt, dass 
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1	 GV. NRW. Nr. 19, S. 411 ff.
2	 LT-Drucks. 17/2166, S. 2.
3	 LT-Drucks. 17/2166, S. 2.
4	 OVG NRW, Beschl. v. 17.07.2008 – 7 B 195/08, BauR 2008, 

2033; Urt. v. 22.08.2005 – 10 A 3611/03, BauR 2006, 342.
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Abstandsflächen vor Außenwänden, die an Grund-
stücksgrenzen errichtet werden, nicht erforderlich 
sind, wenn nach planungsrechtlichen Vorschriften 
an die Grenze gebaut werden muss. Gleiches gilt 
in den Fällen, in denen nach planungsrechtlichen 
Vorschriften an die Grenze gebaut werden darf und 
gleichzeitig gesichert ist, dass auf dem Nachbar-
grundstück ebenfalls ohne Grenzabstand gebaut 
wird. Ohne die vorherige (!) Prüfung der baupla-
nungsrechtlichen Ausgangslage kann die Frage, ob 
bzw. in welchem Umfang Abstandsflächen frei-
zuhalten sind, dementsprechend auch über den 
31.12.2018 hinaus nicht sachgerecht beantwortet 
werden.

Im Hinblick auf die in § 6 Abs. 1 Satz 3 
BauO  NRW gewählte Formulierung stellt sich 
nach der Novellierung der Vorschrift allerdings die 
Frage, ob bzw. inwieweit vor den Außenwänden 
von Gebäuden,5 die – in Übereinstimmung mit 
bauplanungsrechtlichen Vorgaben – außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen realisiert 
werden sollen, Abstandsflächen freizuhalten sind. 
So bestimmte nämlich die bis zum 31.12.2018 
geltende, weitestgehend gleichlautende Vorgän-
gerfassung (§ 6 Abs. 1 Satz 2 BauO NRW 2000), 
dass eine Abstandsfläche – unter den weiteren 
Voraussetzungen der Vorschrift – nur „innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksfläche“ entbehr-
lich war. Für außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen geplante Anlagen galt demnach die 
abstandsflächenrechtliche Grundregel des § 6 
Abs. 1 Satz 1 BauO NRW 2000. Mit der Neu-
fassung des § 6 BauO  NRW wurde der Zusatz 
„innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche“ 
jedoch ersatzlos gestrichen. Im Hinblick auf bau-
liche Anlagen, die in planungsrechtlicher Hinsicht 
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen zulässig sind, stellt sich damit die Frage, 
ob vor Außenwänden derartiger Anlagen – sollen 
sie außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen errichtet werden – Abstandsflächen unter 
den weiteren Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 
Satz 3 BauO NRW und damit abweichend von 
der Vorgängerregelung entbehrlich sind. Im Er-
gebnis ist dies wohl zu bejahen. Zwar formuliert 
die Gesetzesbegründung,6 die Vorschrift entspre-
che unter Berücksichtigung redaktioneller Ände-
rungen materiell der bisherigen Regelung in § 6 
Abs. 1 Satz 2 BauO NRW 2000, so dass sich ver-
treten ließe, eine Änderung des Regelungsinhaltes 

sei mit der Neufassung der Landesbauordnung 
zum 01.01.2019 nicht bezweckt gewesen. Unter 
Berücksichtigung des insoweit eindeutigen Wort-
lauts, der eine Einschränkung auf innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen geplante Anla-
gen nicht (mehr) vorsieht, erwiese sich eine derart 
einschränkende Auslegung der Norm jedoch als 
„contra legem“.

Ebenfalls als ungeklärt muss die Frage bezeichnet 
werden, ob § 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 BauO NRW 
voraussetzt, dass nach planungsrechtlichen Vor-
schriften grenzständig, also auf der Grenze gebaut 
werden muss. Während die Landesbauordnung 
in der Vorgängerfassung noch zwischen einer Be-
bauung „ohne Grenzabstand“ sowie einer solchen 
„mit geringerem Grenzabstand“ differenzierte, be-
schränkt sich § 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 BauO NRW 
auf die (planungsrechtlich zwingende) Bebauung 
„an der Grenze“. Aus dem geänderten Gesetzes-
wortlaut dürfte allerdings keine inhaltliche Ände-
rung resultieren, wird von § 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 
BauO  NRW explizit eine Bebauung „an“ der 
Grenze und nicht „auf“ der Grenze vorausgesetzt. 
Nach allgemeinem Begriffsverständnis schließt 
dies eine Bebauung mit „geringerem Grenzab-
stand“ ein.

C.  Überdeckungsverbot (§ 6 Abs. 3 BauO 
NRW)
§ 6 Abs. 3 BauO NRW bestimmt, dass sich Ab-
standsflächen im Grundsatz nicht überdecken 
dürfen, um unter Berücksichtigung der Schutzzie-
le des Abstandsflächenrechts – des Brandschutzes, 
einer ausreichenden Besonnung und Belüftung 
sowie eines angemessenen Sozialabstandes7 – im 
gleichen Atemzug Ausnahmen von dem so nor-
mierten Überdeckungsverbot festzulegen. Die 
mit dem Baurechtsmodernisierungsgesetz (BauM-
odG NRW) insoweit vorgenommene Änderung 
muss als eine solche redaktioneller Art bezeich-
net werden. Regelte § 6 Abs. 3, Halbs. 2 Nr. 2 
BauO NRW in der bis zum 31.12.2018 geltenden 
Vorgängerfassung noch, dass das Überdeckungs-
verbot für Außenwände von Wohngebäuden mit 

5	 Oder sonstigen baulichen Anlagen nach Maßgabe von § 6 
Abs. 1 Satz 2 BauO NRW.

6	 LT-Drucks. 17/2166.
7	 OVG NRW, Beschl. v. 21.11.2008 – 10 A 2170/08, BeckRS 

2008, 40900.
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nicht mehr als zwei Wohnungen zu einem fremder 
Sicht entzogenen Gartenhof nicht galt, wurde der 
Wortlaut der Vorschrift zum 01.01.2019 termino-
logisch an die mit der Novellierung der Landesbau-
ordnung zugleich neu eingeführten Gebäudeklas-
sen angepasst. Unter Berücksichtigung der Zahl 
der Nutzungseinheiten8 ist die ausnahmsweise Zu-
lässigkeit der Überdeckung von Abstandsflächen 
in § 6 Abs. 3, Halbs. 2 Nr. 2 BauO NRW nun-
mehr auf fremder Sicht entzogene Gartenhöfe von 
Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2, d.h. 
Wohngebäude mit bis zu zwei Nutzungseinheiten, 
beschränkt.

D.  Bemessung der Abstandsflächentiefe 
(§ 6 Abs. 5 BauO NRW)

I.  Reduzierung des Regelfaktors und Aus-
nahmen
Mit der Neuregelung der Vorschriften zur Bemes-
sung der Abstandsflächentiefe hat sich der Landes-
gesetzgeber mit dem Baurechtsmodernisierungsge-
setz dazu entschlossen, die Abstandsflächen nach 
dem Vorbild der MBO auf den bauordnungsrecht-
lich zu sichernden „Mindeststandard“ zu verrin-
gern.9 Damit entsprechen die Bemessungsfaktoren 
den geringsten in den Bauordnungen der übrigen 
Länder vorgefundenen Werten.

Betrug die Abstandsfächentiefe nach § 6 
BauO NRW 2000 im Regelfall noch 0,8 H, liegt 
sie nun gem. § 6 Abs. 5 Satz 1 BauO NRW grund-
sätzlich bei 0,4 H (Regelfaktor), mindestens jedoch 
3 m. Vorbehaltlich der Regelung in § 6 Abs. 5 
Satz 3 BauO NRW gilt der neue Regelfaktor auch 
für die Abstandsflächentiefe zu öffentlichen Ver-
kehrs-, Grün- und Wasserflächen. Abweichend 
hiervon genügt – vorbehaltlich der auch in diesen 
Fällen geforderten Mindesttiefe von 3 m – eine re-
duzierte Tiefe von 0,2 H in Gewerbe- und Indust-
riegebieten sowie zu öffentlichen Verkehrs-, Grün- 
und Wasserflächen in Kerngebieten sowie urbanen 
Gebieten. Es wird deutlich, dass Bezugsobjekt in 
§ 6 Abs. 5 BauO NRW im Gegensatz zu Abs. 4 der 
Vorschrift nicht das Gebäude selbst, sondern das 
Baugebiet ist, in dem das jeweilige Gebäude steht 
bzw. errichtet werden soll. Mangels landesrechtli-
cher Definition der einzelnen Baugebiete, sind zur 
Auslegung der Begriffe „Gewerbegebiet“, „Indust-
riegebiet“, „Kerngebiet“ und „urbanes Gebiet“ in 
inhaltlicher Hinsicht die Gebietskategorien der 
BauNVO heranzuziehen.10

II.  Wegfall des 16-m-Privilegs
Im Hinblick auf die grundsätzliche Reduzierung 
der Abstandsflächentiefe ist eine weitere Neuerung 
durch das Baurechtsmodernisierungsgesetz in der 
ersatzlosen Streichung des ehemaligen 16-m-Privi-
legs (vgl. § 6 Abs. 6 Satz 1 BauO NRW 2000) zu 
sehen. Dieses ließ auf einer Länge der Außenwände 
von nicht mehr als 16 m in der Tradition des zuvor 
geltenden Schmalseitenprivilegs eine (im Vergleich 
zum Regelfaktor) auf die Hälfte reduzierte Ab-
standsfläche ausreichen. Begründet wird der Weg-
fall mit der jetzt in der Regel allgemein auf eine 
Tiefe von 0,4 H reduzierten Abstandsfläche. Außer 
Acht gelassen hat der Landesgesetzgeber bei der 
Neuregelung allerdings, dass nach der Vorgänger-
regelung im Rahmen der Anwendung des 16-m-
Privilegs auf einer Länge der Außenwände von 
bis zu 16 m in Kerngebieten ein Abstandsflächen-
faktor von 0,25 H (½ von 0,5 H) als ausreichend 
zugrunde zu legen war. Praktisch bedeutet die 
Streichung des 16-m-Privilegs daher, dass auch in 
Kerngebieten nunmehr der Regelfaktor von 0,4 H  
zugrunde zu legen ist, so denn die Außenwand 
nicht zu einer öffentlichen Verkehrs-, Grün- oder 
Wasserfläche liegt – wodurch der Abstandsflächen-
faktor nach dem zuvor Gesagten auf 0,2 H redu-
ziert wäre (vgl. § 6 Abs. 5 Satz 3 BauO NRW). 
Dass eine Vielzahl der in Kerngebieten bestehen-
den Gebäude und sonstigen (abstandsflächen-
rechtlich relevanten) baulichen Anlagen durch 
die Neuregelung abstandsflächenwidrig „werden“ 
und auf den Bestandsschutz zurückfallen, ist eine 
durch den Gesetzgeber nicht mitbedachte Konse-
quenz des Wegfalls des ehemaligen 16-m-Privilegs. 
Die Abstandsflächenfrage neu aufwerfende Ände-
rungen am oder Nutzungsänderungen im Bestand 
können in derartigen Fällen regelmäßig nur auf 
Grundlage von § 6 Abs. 11 und 12 BauO NRW 
zugelassen werden.

III.  Bemessung der Abstandsflächentie-
fe in Sondergebieten (§ 6 Abs. 5 Satz 3 
BauO NRW 2000)
Ebenfalls ersatzlos entfallen ist die frühere Regelung 
in § 6 Abs. 5 Satz 3 BauO NRW 2000, wonach in 
Sondergebieten unter dort näher genannten Vor-

8	 Vgl. § 2 Abs. 3 BauO NRW.
9	 LT-Drucks. 17/2166, S. 102.

10	 OVG NRW, Urt. v. 05.02.1998  – 10 A  6361/95, BRS 60 
Nr. 110.
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aussetzungen geringere Tiefen der Abstandsflächen 
gestattet werden konnten. Der Landesgesetzgeber 
begründet seine Entscheidung mit der Überlegung, 
den Besonderheiten von Sondergebieten könne im 
Rahmen der Bauleitplanung und ggf. durch Ab-
weichungen nach § 69 BauO NRW hinreichend 
Rechnung getragen werden.11 Man mag dies als 
im Ausgangspunkt durchaus zutreffend bezeich-
nen müssen. In der Baupraxis gilt allerdings zu 
berücksichtigen, dass in (Alt-)Bebauungsplänen, 
mit denen Sondergebiete ausgewiesen wurden, in 
der überwiegenden Mehrzahl der Fälle – wohl auch 
mit Blick auf die o.g. bisherige Regelung – von 
der gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB eingeräumten 
Möglichkeit der Festsetzung konkreter Abstands-
flächentiefen kein Gebrauch gemacht wurde. 
Kommt in derartigen Fällen mangels atypischer 
Grundstückssituation die Zulassung einer Abwei-
chung nach § 69 BauO NRW nicht in Betracht, 
führt dies in Sondergebieten zur Anwendung des 
Regelfaktors (= 0,4 H).

IV.  Sonderregelung für Außenwände von 
Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 
2 (§ 6 Abs. 5 Satz 5 BauO NRW)
§ 6 Abs. 5 Satz 5 BauO NRW lässt für Außenwän-
de von Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 
212 mit nicht mehr als drei oberirdischen Geschos-
sen13 pauschal eine freizuhaltende Abstandsfläche 
in einer dem Mindestabstand entsprechenden Tie-
fe von 3 m genügen. Die der Wohnraumförderung 
dienende Vorschrift wurde im Rahmen der Bau-
rechtsnovelle 2018 aus der MBO übernommen. 
Aus der systematischen Stellung der Vorschrift 
in Satz 5 lässt sich überdies ableiten, dass sich die 
Sonderregelung nicht nur gegenüber den Bemes-
sungsvorschriften der Sätze 1 bis 3, sondern auch 
im Verhältnis zur Regelung in Satz 4 durchsetzt. 
Demnach reicht vor Außenwänden von Wohnge-
bäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 etwa in urba-
nen Gebieten auch dann der (pauschale) Abstand 
von 3 m aus, wenn das Vorhabengrundstück an 
ein Gebiet (wie etwa ein allgemeines oder reines 
Wohngebiet) angrenzt, in dem an sich ein größerer 
Abstand freizuhalten wäre.

Als bislang ungeklärt muss die Frage bezeichnet 
werden, ob an sich abstandsflächenrechtlich nicht 
privilegierte Bau- bzw. Gebäudeteile und Vor-
bauten die Privilegierung des § 6 Abs. 5 Satz 5 
BauO NRW für Wohngebäude der Gebäudeklas-

sen 1 und 2 (mit nicht mehr als drei oberirdischen 
Geschossen) entfallen lassen oder ihrerseits – an 
ein derartiges Gebäude angebaut – von der Privi-
legierung des § 6 Abs. 5 Satz 5 BauO NRW erfasst 
sind. Auch wenn die Regelung in § 6 Abs. 5 Satz 5 
BauO NRW als Ausnahme zu qualifizieren und 
dementsprechend grundsätzlich eng auszulegen 
ist, dürfte unter Berücksichtigung der gesetzgebe-
rischen Intention der Wohnraumförderung davon 
auszugehen sein, dass die Privilegierung auch solche 
Bau- und Gebäudeteile sowie Vorbauten gleichsam 
mitzieht, die bei einer isolierten Betrachtung nach 
§ 6 Abs. 6 BauO NRW abstandsflächenrechtlich 
beachtlich wären.

E.  Untergeordnete Bauteile und Vorbau-
ten (§ 6 Abs. 6 BauO NRW)

I.  Regelungsinhalt
§ 6 Abs. 6 BauO NRW regelt die abstandsflächen-
rechtliche Privilegierung bestimmter unselbständi-
ger Gebäudeteile und trägt damit hergebrachten 
Gestaltungs- und Nutzungswünschen Rechnung.14 
Konkret bleiben bei der Bemessung der Abstands-
flächen unter den weiteren Voraussetzungen der 
genannten Vorschrift Bauteile, wie Gesimse und 
Dachüberstände (Nr. 1), Vorbauten (Nr. 2) sowie 
in bestimmten Fällen die Seitenwände von Vorbau-
ten und Dachaufbauten (Nr. 3), außer Betracht. 
Ziel der Vorschrift ist die vereinfachte Anwendung 
des Abstandsflächenrechts, wobei es zu beachten 
gilt, dass § 6 Abs. 6 BauO NRW nicht die Zuläs-
sigkeit der Bauteile und Vorbauten etc. selbst re-
gelt. Dies ist eine Frage des Bauplanungsrechts, die 
einer gesonderten Prüfung bedarf.15

Inhaltlich knüpft die Regelung an die Vorgänger-
regelung in § 6 Abs. 7 BauO NRW 2000 an. Mit 
der Novellierung der Landesbauordnung 2018 
weggefallen ist allerdings etwa die ursprüngliche 
Regelung in § 6 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 BauO NRW 
2000, wonach unter bestimmten Voraussetzun-
gen das Erdgeschoss erschließende Hauseingangs-

11	 LT-Drucks. 17/2166, S. 103.
12	 Vgl. § 2 Abs. 3 BauO NRW.
13	 Anm.: Da § 6 Abs. 5 Satz 5 BauO NRW von „Geschossen“ 

im Allgemeinen spricht, sind auch (oberirdische) Nicht-Vollge-
schosse zu berücksichtigen, vgl. § 2 Abs. 5 und 6 BauO NRW.

14	 OVG NRW, Urt. v. 17.12.1992 – 10 A 2055/89.
15	 OVG NRW, Beschl. v. 08.12.1998 – 10 B 2255/98, BauR 

1999, 628.
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treppen privilegiert waren. Ferner dürfen vor die 
Außenwand vortretende Bauteile nunmehr ent-
gegen der Vorgängerregelung auch näher als 2 m 
an die gegenüberliegende Nachbargrenze heranrü-
cken. Im Übrigen wurde der erforderliche Abstand 
von Vorbauten i.S.v. Nr. 2 zur gegenüberliegenden 
Nachbargrenze auf 2 m zurückgeführt. Gleichzei-
tig wurde das zulässige Maß der Auskragung von 
Vorbauten aus Gründen der Barrierefreiheit von 
1,50 m auf 1,60 m ausgedehnt.

Gänzlich neu wird in § 6 Abs. 6 Nr. 3 BauO NRW 
nunmehr ergänzend geregelt, dass in den dort nä-
her genannten Fällen die Seitenwände von Vorbau-
ten und Dachaufbauten abstandsflächenrechtlich 
selbst dann privilegiert sind, wenn in Bezug auf 
eben jene Vorbauten und Dachaufbauten von selb-
ständigen und damit abstandsflächenrechtlich re-
levanten Gebäudeteilen gesprochen werden muss. 
Bereits unter Berücksichtigung systematischer 
Erwägungen wird deutlich, dass die Regelung die 
Seitenwände solcher Vorbauten und Dachaufbau-
ten im Blick hat, die nicht bereits aus sich heraus, 
d.h. in allen ihren Teilen, abstandsflächenrechtlich 
privilegiert sind.16 Daraus folgt zugleich, dass die 
Regelung in § 6 Abs. 6 Nr. 3 BauO NRW in Bezug 
auf Vorbauten neben der Privilegierung nach Nr. 2 
der Vorschrift steht und diese nicht einschränkt. 
Gleiches gilt in Bezug auf Dachaufbauten, die nach 
der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung in 
abstandsflächenrechtlicher Hinsicht insgesamt pri-
vilegiert sind, soweit sie bei wertender Betrachtung 
als unselbständige Bestandteile des Daches in Er-
scheinung treten. Letztlich schafft Nr. 3 in diesem 
Sinne einen zusätzlichen Privilegierungstatbestand 
für Seitenwände von Vorbauten und Dachaufbau-
ten, soweit es sich bei diesen um an sich in abstand-
flächenrechtlicher Hinsicht beachtliche Gebäude-
teile handelt.17 Vor der im Regelfall zur öffentlichen 
Verkehrsfläche zeigenden, vorderen Außenwand 
derartiger Gebäudeteile sind demgegenüber nach 
dem insoweit eindeutigen Wortlaut der Norm, die 
explizit ausschließlich auf die „Seitenwände“ der 
benannten Vorbauten und Dachaufbauten abstellt, 
die erforderlichen Abstandsflächen freizuhalten.

II.  Merkmal der Unterordnung
Allgemeine Zielsetzung von § 6 Abs. 6 BauO NRW 
ist es, im Einzelnen festzulegen, welche Gebäude-
teile in welchen Abmessungen bei der Berechnung 
der Abstandsfläche außer Betracht bleiben, weil 

diese Gebäudeteile die durch das Abstandsflächen-
recht geschützten Belange (Brandschutz, ausrei-
chende Besonnung und Belüftung, angemessener 
Sozialabstand) typischerweise nur geringfügig be-
einträchtigen. Zur Vorgängerregelung in § 6 Abs. 7 
Satz 1 BauO NRW 2000 war anerkannt, dass aus-
schließlich solche Gebäudeteile abstandsflächen-
rechtlich privilegiert sind, die im Verhältnis zum 
übrigen Gebäude von untergeordneter Bedeutung 
sind.18 Dies setzte voraus, dass sie sich bei natür-
licher Betrachtungsweise dem Gebäude nicht nur 
in Umfang und Größe, sondern auch funktional 
unterordneten.19 An einer funktionalen Unter-
ordnung fehlte es dabei, wenn der entsprechende 
Gebäudeteil eine funktionsgerechte Nutzung erst 
ermöglichte.20

Es stellt sich jedoch die Frage, ob diese noch zur 
Vorgängerregelung ergangene Rechtsprechung 
auch auf die Neuregelung übertragen werden muss. 
Wie selbstverständlich spricht der Gesetzgeber in 
der Gesetzesbegründung21 zwar von „untergeord-
neten“ Bauteilen und Vorbauten; daran anknüp-
fend findet das Begriffspaar der „untergeordneten 
Bauteile und Vorbauten“ ferner in den Hand-
lungsempfehlungen des Ministeriums für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Stand:  Januar 2019) Ver-
wendung. Der Gesetzeswortlaut lässt, anders als 
noch in der Vorgängerregelung des § 6 Abs. 7 
Satz 1 BauO NRW 2000, allerdings nicht mehr 
auf eine Unterordnung der Bauteile und Vorbauten 
schließen. Vielmehr werden die im Rahmen der 
abstandsflächenrechtlichen Privilegierung (noch) 
zulässigen Abmessungen von Bauteilen und Vor-
bauten mit der Neufassung der Vorschrift umfas-
send geregelt. Kommt es in Bezug auf Bauteile, wie 
Gesimse und Dachüberstände, nur auf das Maß 
der Auskragung (= 1,50 m) an, so ist in Bezug auf 
Vorbauten, die bis zu 1,60 m vor die Außenwand 
vortreten dürfen, ergänzend geregelt, dass sie ins-
gesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der 
jeweiligen Außenwand in Anspruch nehmen dür-

16	 Vgl. hierzu auch LT-Drucks. 17/2166, S. 104.
17	 Vgl. hierzu auch Handlungsempfehlungen des Ministeriums 

für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Stand: Januar 2019, S. 18.

18	 OVG NRW, Urt. v. 09.03.2012 – 2 A 2732/10.
19	 OVG NRW, Beschl. v. 10.09.2014 – 2 B 918/14.
20	 OVG NRW, Urt. v. 17.01.2008 – 7 A 2761/06.
21	 LT-Drucks. 17/2166, S. 104.
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fen. Es darf also davon ausgegangen werden, dass 
sich Bauteile und Vorbauten, die die vorgenannten 
Abmessungen (gerade noch) beachten, hinsichtlich 
ihres Umfanges und ihrer Größe dem Gebäude 
(stets) unterordnen. Unter Berücksichtigung der 
aufgezeigten gesetzgeberischen Intention muss an 
der Forderung einer funktionalen Unterordnung 
dieser Bauteile und Vorbauten jedoch weiterhin 
festgehalten werden. Letztere kann allerdings nur 
in Bezug auf Bauteile und Vorbauten i.S.v. § 6 
Abs. 6 Nr. 1 und Nr. 2 BauO NRW verlangt wer-
den. Soweit nach § 6 Abs. 6 Nr. 3 BauO NRW die 
Seitenwände von Vorbauten und Dachaufbauten 
unter den dort näher genannten Voraussetzungen 
abstandsflächenrechtlich privilegiert sein sollen, 
wird in der Gesetzesbegründung klargestellt, was 
auch bereits aus der Gesetzessystematik folgt: Nach 
Nr. 3 sind die Seitenwände solcher Vorbauten und 
Dachaufbauten privilegiert, die als selbständige 
Gebäudeteile in Erscheinung treten und sich dem-
entsprechend gerade nicht unterordnen. Denn an-
derenfalls hätte es – wäre in Bezug auf die in Nr. 3 
genannten Vorbauten und Dachaufbauten von 
ihrer abstandsflächenrechtlichen Privilegierung 
auszugehen – der Regelung in Nr. 3 nicht bedurft.

F.  Energieeinsparmaßnahmen und Solar-
anlagen (§ 6 Abs. 7 BauO NRW)
§ 6 Abs. 7 BauO NRW ersetzt die Vorgängerrege-
lung des § 6 Abs. 14 BauO NRW 2000, dient im 
Hinblick auf die Regelungen der Energieeinspar-
verordnung (EnEV) dem umweltpolitischen Ziel 
der Energieeinsparung und erlaubt bei bestehen-
den Gebäuden die Unterschreitung der nach § 6 
Abs. 5 BauO NRW vorgeschriebenen Abstands-
flächen durch Maßnahmen zum Zwecke der Ener-
gieeinsparung. Diesen Maßnahmen gleichgestellt 
wurden mit der Novelle 2018 (gebäudeabhängige) 
Solaranlagen. Als „Solaranlagen“ abstandsflächen-
rechtlich privilegiert sind unter Berücksichtigung 
des Regelungszwecks alle Arten von Solaranlagen, 
d.h. sowohl thermische Solaranlagen als auch 
Photovoltaikanlagen.

Anknüpfend an die noch bis zum 31.12.2018 
geltende Vorgängerregelung ist die Regelung als 
gebundene Entscheidung („bleiben […] außer Be-
tracht“) ausgestaltet. Sind entsprechende Maßnah-
men bzw. Anlagen genehmigungspflichtig, besteht 
somit bei Vorliegen der tatbestandlichen Vorausset-
zungen ein Anspruch auf Erteilung der Baugeneh-

migung. Mit der Begrenzung der Stärke von Maß-
nahmen zum Zwecke der Energieeinsparung und 
Solaranlagen auf nicht mehr als 0,25 m (§ 6 Abs. 7 
Satz 1 Nr. 1 BauO NRW) hat der Gesetzgeber ehe-
mals bestehende Unsicherheiten in der praktischen 
Rechtsanwendung beseitigt. Die Vorgabe, dass der 
verbleibende Abstand zur Nachbargrenze mindes-
tens 2,50 m (§ 6 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 BauO NRW) 
betragen muss, führt zu einer Unterschreitung des 
nach Abs. 5 gesetzlich geforderten Mindestabstan-
des von 3 m, welche unter ökologischen Gesichts-
punkten jedoch zumutbar ist.

Die Regelung in § 6 Abs. 7 Satz 2, Halbs. 1 
BauO  NRW, wonach § 4 Abs. 2 Satz 2 und 3 
BauO NRW „entsprechend“ gilt, kann auch unter 
Berücksichtigung der Erläuterungen in der Geset-
zesbegründung,22 die insoweit wenig aufschluss-
reich sind, nur so verstanden werden, dass es über 
die in § 4 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauO NRW ge-
nannten Fälle hinaus auch bei Maßnahmen bzw. 
Solaranlagen i.S.v. § 6 Abs. 7 BauO NRW, die über 
die Bauteilanforderungen der EnEV hinausgehen, 
keiner öffentlich-rechtlichen Sicherung bauord-
nungskonformer Zustände auf Grundlage von § 4 
Abs. 2 Satz 1 BauO NRW bedarf. Über § 6 Abs. 7 
Satz 2, Halbs. 2 BauO NRW wird klargestellt, dass 
auch bei geringerem Abstand als 2,50 m zur Nach-
bargrenze im Einzelfall die Erteilung einer Abwei-
chung nach § 69 BauO NRW – wie auch eine Ge-
stattung geringerer Abstandsflächen auf Grundla-
ge von § 6 Abs. 11 Satz 2 BauO NRW – möglich 
bleibt.23 Im Gegensatz zur (gebundenen) Zulas-
sungsentscheidung unter den (engen) Vorausset-
zungen des Satzes 1 bedarf es in derartigen Fällen 
allerdings der von § 69 BauO NRW geforderten 
Ausübung des behördlichen Ermessens, in die ins-
besondere die von § 6 BauO NRW geschützten, 
nachbarlichen Belange einzustellen sind.

G.  Garagen, gebäudeunabhängige Solar-
anlagen, Stützmauern etc. (§ 6 Abs. 8 
BauO NRW)
Die der Vorgängerregelung des § 6 Abs. 11 
BauO NRW 2000 entsprechende Regelung in § 6 
Abs. 8 BauO NRW wurde weitgehend neu gefasst. 
Abweichend von der Grundregel des § 6 Abs. 1 

22	 LT-Drucks. 17/2166, S. 104 f.
23	 LT-Drucks. 17/2166, S. 105.
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BauO NRW bestimmt § 6 Abs. 8 BauO NRW, 
dass einzelne Gebäude, Gebäudeteile und näher 
genannte sonstige bauliche Anlagen dergestalt ab-
standsflächenrechtlich privilegiert zulässig sind, 
dass sie an der Grenze, ohne eigene Abstandsflä-
chen und in den Abstandsflächen anderer Gebäude 
errichtet werden dürfen. Zur Zulässigkeit der in 
abstandsflächenrechtlicher Hinsicht privilegierten 
baulichen Anlagen im Übrigen trifft § 6 Abs. 8 
BauO NRW dabei wiederum keine Aussage. Diese 
richtet sich vielmehr danach, ob der privilegierten 
Anlage öffentlich-rechtliche Vorschriften – insbe-
sondere solche des Bauplanungsrechts – entgegen-
stehen. Ist letzteres der Fall, entfaltet die Regelung 
des § 6 Abs. 8 BauO NRW keine Wirkung.24

I.  Garagen, Gebäude ohne Aufenthalts-
räume, überdachte Tiefgaragenzufahrten, 
Aufzüge zu Tiefgaragen und Feuerstätten 
(§ 6 Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 BauO NRW)
Besonderes Augenmerk ist im Rahmen der Bau-
rechtsnovelle 2018 insbesondere auf die Vorschrift 
des § 6 Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 BauO NRW zu legen. 
Abstandsflächenrechtlich privilegiert zulässig sind 
danach Garagen, Gebäude ohne Aufenthaltsräu-
me, überdachte Tiefgaragenzufahrten, Aufzüge zu 
Tiefgaragen und Feuerstätten bis zu 30 m3 Brutto-
Rauminhalt mit einer mittleren Wandhöhe bis zu 
3 m. Mit der Novellierung der Landesbauordnung 
zum 01.01.2019 wurde die in der Vorgängerrege-
lung des § 6 Abs. 11 BauO NRW 2000 angelegte 
Beschränkung auf Gewächshäuser und Abstell-
gebäude aufgegeben. Gleichzeitig wurde der An-
wendungsbereich der Vorschrift ausgeweitet, wobei 
sich ihre Reichweite nur anhand der Gesetzesma-
terialien ergründen lässt. So sah der ursprüngliche 
Gesetzentwurf25 noch vor, dass neben (erstens) Ga-
ragen lediglich (zweitens) Gebäude ohne Aufent-
haltsräume und (ohne) Feuerstätten bis zu 30 m3 
Brutto-Rauminhalt privilegiert sein sollten. Auf 
Antrag der Fraktionen der CDU und FDP vom 
03.07.201826 wurde die abstandsflächenrechtliche 
Privilegierung aber im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren auf (drittens) überdachte Tiefgaragen-
zufahrten sowie (viertens) Aufzüge zu Tiefgaragen 
ausgeweitet. Begründet wird der Änderungsantrag 
damit, dass „die Vorschrift ermöglich[e]‌, vermehrt 
auch in verdichteten Stadtlagen überdachte Tief-
garagenzufahrten und Aufzüge zu Tiefgaragen zu 
errichten“.27 Zwar ist das Ansinnen der Fraktionen 

grundsätzlich zu begrüßen. Die Umsetzung dürfte 
jedoch als misslungen bezeichnet werden. Denn 
die Ergänzung des Gesetzentwurfs in Nr. 1 um die 
erwähnten Gebäudeteile macht den Sinnzusam-
menhang der Vorschrift zunichte. Sollten (neben 
Garagen) ursprünglich Gebäude ohne Aufent-
haltsräume und (ohne) Feuerstätten bis zu 30 m3 
Brutto-Rauminhalt privilegiert sein, sind nach 
dem Wortlaut der neugefassten, seit 01.01.2019 
geltenden Vorschrift – neben Garagen, überdach-
ten Tiefgaragenzufahrten und Aufzügen zu Tiefga-
ragen – nunmehr (erstens) Gebäude ohne Aufent-
haltsräume, diese im Übrigen ohne Beschränkung 
des (Brutto-)Raumvolumens, sowie (zweitens) 
Feuerstätten bis zu 30 m3 Brutto-Rauminhalt pri-
vilegiert. Die Oberste Bauaufsichtsbehörde des 
Landes Nordrhein-Westfalen sah sich vor diesem 
Hintergrund gegenüber den ihr nachgeordneten 
Bauaufsichtsbehörden zu der Bitte veranlasst, die 
Vorschrift so anzuwenden, wie sie gemeint gewesen 
sei.28 Dies bedeutet jedoch, dass die Bauaufsichts-
behörden damit ohne Berücksichtigung des Geset-
zeswortlautes als äußerster Schranke einer noch zu-
lässigen Gesetzesinterpretation unter Verstoß gegen 
Art. 20 Abs. 3 GG im Einzelfall gebeten werden, 
rechtswidrig zu handeln. Der Landesgesetzgeber ist 
daher gehalten, schnellstmöglich eine gesetzliche 
Neuregelung zu verabschieden, die seiner eigent-
lichen Intention gerecht wird.

Ergänzend sei zudem erwähnt, dass das in § 6 
Abs. 11 Satz 1 BauO NRW 2000 noch vorgesehe-
ne Verbot von Öffnungen in den der Nachbargren-
ze zugekehrten Außenwänden mit der Novelle der 
Landesbauordnung 2018 entfallen ist. Diese sind 
daher nunmehr unter Berücksichtigung brand-
schutzrechtlicher Bestimmungen zulässig. Eben-
falls entfallen ist ferner die Regelung in § 6 Abs. 11 
Satz 1 BauO NRW 2000, wonach untergeordne-
te Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie und 
Antennenanlagen jeweils bis zu 1,5 m Höhe der ab-

24	 OVG NRW, Urt. v. 22.01.1998  – 11 A  509/96, BauR 
1998, 1008; Beschl. v. 21.12.2006 – 10 B 2403/06, BeckRS 
2007, 23376.

25	 LT-Drucks. 17/2166.
26	 LT-Drucks. 17/3036.
27	 LT-Drucks. 17/3036, S. 8.
28	 Handlungsempfehlungen des Ministeriums für Heimat, Kom-

munales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-West-
falen, Stand: Januar 2019, S. 20.
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standsflächenrechtlichen Privilegierung nicht ent-
gegenstanden. Damit bleibt es bei dem Grundsatz, 
dass an sich abstandsflächenrechtlich privilegierte 
Gebäude und Gebäudeteile ihre Privilegierung 
durch das Hinzufügen von Bauteilen verlieren, die 
für die nach Nr. 1 privilegierten Nutzungen nicht 
erforderlich sind.

II.  Größenbeschränkung abstandsflächen-
rechtlich privilegierter Anlagen

1.  Höhenmäßige Begrenzung
Garagen, Gebäude ohne Aufenthaltsräume und 
(ohne) Feuerstätten, überdachte Tiefgaragenzu-
fahrten sowie Aufzüge zu Tiefgaragen sind ab-
standsflächenrechtlich nach § 6 Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 
BauO NRW bis zu einer mittleren Wandhöhe von 
3 m über der Geländeoberfläche privilegiert. Eine 
Differenzierung zwischen den in Nr. 1 genannten 
Garagen und Gebäuden ohne Aufenthaltsräume 
und (ohne) Feuerstätten einerseits sowie überdach-
ten Tiefgaragenzufahrten und Aufzügen zu Tiefga-
ragen andererseits ist weder mit Blick auf den Geset-
zeswortlaut angezeigt noch unter Berücksichtigung 
des Regelungszwecks gerechtfertigt.29 Abweichend 
zur Vorgängerregelung in § 6 Abs. 11 BauO NRW 
2000, wonach für die Frage der abstandsflächen-
rechtlichen Privilegierung die mittlere Wandhöhe 
„an der Grenze“ maßgeblich war, verzichtet der Lan-
desgesetzgeber in Nr. 1 auf diesen Zusatz. Daraus 
folgt zugleich, dass die mittlere Wandhöhe nach der 
Neureglung unmittelbar am Fußpunkt der Wand 
und nicht (mehr) unter Berücksichtigung der Ge-
ländehöhen an den Schnittpunkten der gedachten 
Verlängerung der Außenwand des Gebäudes mit der 
Grundstücksgrenze zu ermitteln ist. Unter Berück-
sichtigung des Regelungsziels (Ausgleich der Inter-
essen des Bauherren und des Nachbarn) ist insoweit 
allein die der jeweiligen Nachbargrenze zugekehrte 
Außenwand zu betrachten.

Entsprechend der in § 6 Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 
BauO NRW genannten Anlagen sind (gebäudeun-
abhängige) Solaranlagen i.S.v. Nr. 2 der Vorschrift 
zwar ebenfalls mit einer Höhe bis zu 3 m in ab-
standsflächenrechtlicher Hinsicht privilegiert. Ab-
weichend von den nach Nr. 1 privilegierten Ge-
bäuden und Gebäudeteilen ist jedoch nicht die 
mittlere Wandhöhe, sondern die absolute Höhe 
der jeweiligen Solaranlage gemessen von der Ge-
ländeoberfläche bis zum höchsten Punkt der 
Anlage ausschlaggebend.

Stützmauern und geschlossene Einfriedungen i.S.v. 
§ 6 Abs. 8 Satz 1 Nr. 3 BauO NRW sind in Ge-
werbe- und Industriegebieten in abstandsflächen-
rechtlicher Hinsicht der Höhe nach unbeschränkt 
zulässig. Korrektiv im Einzelfall ist jedoch das 
planungsrechtliche Gebot der Rücksichtnahme. 
Überflüssig erscheint die (Neu-)Regelung in Nr. 3 
Halbs. 2, wonach die Höhe von Stützmauern und 
geschlossenen Einfriedungen außerhalb von Ge-
werbe- und Industriegebieten auf bis zu 2 m be-
schränkt ist. Denn vor derartigen Anlagen sind 
nach § 6 Abs. 1 Satz 2 BauO NRW ohnehin keine 
Abstandsflächen freizuhalten.

2.  Begrenzung der Länge
Die Gesamtlänge der nach § 6 Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 
und 2 BauO NRW privilegierten Bebauung darf 
gem. Satz 2 der Vorschrift je Nachbargrenze 9 m 
und auf einem Grundstück zu allen Nachbargren-
zen insgesamt 15 m nicht überschreiten. Stützmau-
ern und geschlossene Einfriedungen i.S.v. Nr. 3 
sind unter Berücksichtigung des insoweit eindeu-
tigen Wortlautes der Vorschrift – § 6 Abs. 8 Satz 2 
BauO  NRW nimmt lediglich die in Nr. 1 und 
2 genannten Anlagen in Bezug – weder selbst in 
ihrer Länge nur begrenzt zulässig, noch sind sie bei 
der Gesamtlängenbetrachtung zu berücksichtigen. 
Nachbargrenze i.S.v. § 6 Abs. 8 Satz 2 BauO NRW 
ist dabei diejenige äußere Abschlusslinie, die das 
Baugrundstück von einem oder mehreren anderen 
Grundstücken trennt, die nicht öffentliche Ver-
kehrs-, Grün- oder Wasserflächen sind.30

3.  Begrenzung des Gebäudevolumens
Für Gebäude ohne Aufenthaltsräume und 
(ohne) Feuerstätten i.S.d. § 6 Abs. 8 Satz 1 Nr. 1 
BauO NRW gilt ergänzend – legt man der Ge-
setzesinterpretation die Handlungsempfehlungen 
der Obersten Bauaufsichtsbehörde in NRW31 zu-
grunde – die neu eingeführte Begrenzung des Ge-
bäudevolumens auf bis zu 30 m3 Brutto-Raumin-
halt. Für die dort im Übrigen genannten Garagen, 

29	 Vgl. Handlungsempfehlungen des Ministeriums für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-
Westfalen, Stand:  Januar 2019, S. 20, die ein abweichendes 
Verständnis nahelegen.

30	 OVG NRW, Urt. v. 12.02.2003 – 7 A 4101/01; Beschl. v. 
04.02.2004 – 10 B 2544/03; ergänzend LT-Drucks. 14/2433, 
S. 16.

31	 Vgl. Fn. 28.
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überdachten Tiefgaragenzufahrten und Aufzüge 
zu Tiefgaragen gilt die Begrenzung des Gebäude-
volumens auf 30 m3 Brutto-Rauminhalt dagegen 
nicht. Ziel der Begrenzung des Brutto-Raumin-
haltes von Gebäuden ohne Aufenthaltsräume und 
(ohne) Feuerstätten auf 30 m3 war es, der im Ge-
setzentwurf noch vorgesehenen, korrespondieren-
den Regelung zur Freistellung dieser Gebäude von 
der Genehmigungspflicht nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. a BauO NRW zu entsprechen. Auf An-
trag der Fraktionen der CDU und der FDP wurde 
die Größenbeschränkung derartiger Gebäude im 
Anwendungsbereich des Freistellungstatbestandes 
(§ 62) im Interesse der Entbürokratisierung und 
Verfahrensvereinfachung32 jedoch von ursprüng-
lich 30 m3 auf nunmehr 75 m3 angehoben. Dies 
darf allerdings wiederum nicht zu dem irrtüm-
lichen Schluss führen, nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. a) BauO NRW freigestellte Vorhaben seien 
stets auch an der Grenze oder in den Abstandsflä-
chen von Gebäuden (materiell) zulässig. Denn von 
einer weiteren Anpassung der Größenbeschrän-
kung im Anwendungsbereich des § 6 BauO NRW 
hat der Landesgesetzgeber bewusst abgesehen. Die 
Ausdehnung des Anwendungsbereichs des Freistel-
lungstatbestandes in § 62 BauO NRW auf Gebäu-
de bis zu 75 m3 Brutto-Rauminhalt dürfte zwar in 
der Tat zur Entbürokratisierung in Baugenehmi-
gungsverfahren führen. Gleichzeitig dürfte damit 
praktisch jedoch eine Zunahme des Verwaltungs-
aufwandes hinsichtlich der Fälle zu verbuchen sein, 
in denen angesichts der unterschiedlichen Größen-
beschränkungen in § 6 Abs. 8 BauO NRW bzw. 
§ 62 BauO NRW ein repressives Einschreiten er-
forderlich wird.

H.  Aufzüge (§ 6 Abs. 9 BauO NRW)
Gem. § 6 Abs. 9 BauO NRW bleiben bei der Än-
derung von vor dem 01.01.2019 zulässigerweise er-
richteten Gebäuden mit Wohnungen Aufzüge, die 
vor die Außenwand vortreten, bei der Bemessung 
der Abstandsflächen unter den dort näher genann-
ten Voraussetzungen außer Betracht. Mit der neu 
eingeführten Regelung in § 6 Abs. 9 BauO NRW 
soll vor dem Hintergrund der Verbesserung der bar-
rierefreien Erreichbarkeit von Wohnungen in be-
stehenden Gebäuden die Errichtung von Aufzügen 
bis ins oberste Geschoss ermöglicht werden. Der 
Landesgesetzgeber trägt damit dem Umstand Rech-
nung, dass Aufzüge, die über die Traufkante hinweg 
bis ins Dach hinein ragen, keine (untergeordneten) 

Vorbauten i.S.v. § 6 Abs. 6 BauO  NRW sind.33 
Soweit § 6 Abs. 9 BauO NRW nur für „vor die 
Außenwand vortretende“ Aufzüge gilt, folgt hieraus 
– insoweit abweichend zu der gesetzlichen Formu-
lierung in Abs. 6 – keine Beschränkung der Höhe 
nach Abs. 9 privilegierter Aufzüge auf die Höhe 
der Traufkante. Die Formulierung dient allein der 
Klarstellung, dass ausschließlich nachträglich an 
Wohngebäuden errichtete Außenaufzüge abstands-
flächenrechtlich privilegiert sein sollen. Gebäude 
mit Wohnungen sind dabei auch solche Gebäude, 
die nur teilweise zu Wohnzwecken genutzt werden. 
Aus der Verwendung des Plurals („Wohnungen“) 
lässt sich schließen, dass das Gebäude über wenigs-
tens zwei Wohnungen verfügen muss.34

I.  Gebäude auf demselben Grundstück 
(§ 6 Abs. 10)
Liegen sich Wände desselben Gebäudes oder 
Wände von Gebäuden auf demselben Grundstück 
gegenüber, können nach § 6 Abs. 10 BauO NRW 
geringere Abstandflächen als nach § 6 Abs. 5 
BauO NRW gestattet werden, wenn die Belich-
tung der Räume nicht wesentlich beeinträchtigt 
wird und wenn wegen des Brandschutzes Beden-
ken nicht bestehen. Die Regelung entspricht der 
im Wesentlichen gleichlautenden Regelung des 
§ 6 Abs. 13 BauO NRW 2000. Auch wenn mit 
der Neufassung von § 6 Abs. 5 BauO NRW die 
praktische Bedeutung der Regelung in Abs. 10 der 
Vorschrift zurückgeht, sind einige Anwendungs-
fälle denkbar, in denen eine abstandsflächenrecht-
lich konforme Bebauung nur über eine Gestattung 
geringerer Abstandsflächentiefen nach § 6 Abs. 10 
BauO  NRW erreicht werden kann. Ermöglicht 
werden so etwa erst Atriumbauten oder Gebäude 
mit u-förmigem Grundriss, deren Abstandsflächen 
sich sonst im Regelfall überdecken würden. Dabei 
bezieht sich § 6 Abs. 10 BauO NRW ausschließ-
lich auf Außenwände von Gebäuden, die zum 
„Inneren“ eines Baugrundstücks ausgerichtet sind 
und betrifft in diesem Sinne die „Binnenwirkung 
von Gebäuden“.35 Mit der Baurechtsnovelle 2018 
wurde § 6 Abs. 10 BauO NRW dahingehend er-

32	 LT-Drucks. 17/3036, S. 11.
33	 LT-Drucks. 17/2166, S. 106.
34	 A.A. Handlungsempfehlungen des Ministeriums für Hei-

mat, Kommunales, Bauen und Gleichstellung, Stand: Januar 
2019, S. 21.

35	 VG Gelsenkirchen, Beschl. v. 13.07.2004 – 5 L 262/04.
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gänzt, dass geringere Abstandsflächen nur gestat-
tet werden können, wenn Bedenken wegen des 
Brandschutzes nicht bestehen. Der Landesgesetz-
geber hat damit auf die verwaltungsgerichtliche 
Rechtsprechung zum Begriff „aneinandergereih-
te Gebäude“ in § 31 BauO NRW 2000 reagiert. 
Hiernach waren Gebäudeabschlusswände, wie im 
Umkehrschluss aus dem Nebensatz der genannten 
Vorschrift folgte, auch dann erforderlich, wenn 
Gebäude weniger als 2,50 m von einer Nachbar-
grenze oder – bei Gebäuden auf demselben Grund-
stück – weniger als 5 m von anderen vorhandenen 
(oder nach den baurechtlichen Vorschriften zulässi-
gen) Gebäuden entfernt errichtet werden sollten.36 
Der eigenständige Bedeutungsgehalt der Regelung 
dürfte allerdings fraglich sein, da die brandschutz-
rechtlichen Bestimmungen auch ohne ihre aus-
drückliche Erwähnung in § 6 Abs. 10 BauO NRW 
gewahrt sein müssen.

J.  Abstandsflächenrechtliche Privilegie-
rung des sog. Ersatzneubaus (§ 6 Abs. 12 
BauO NRW)
§ 6 Abs. 12 BauO NRW knüpft an die Vorgänger-
regelung in § 6 Abs. 16 BauO NRW 2000 an und 
gibt die abstandsflächenrechtliche Betrachtung 
von Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen 
in überwiegend bebauten Gebieten vor. Mit der 
Novelle 2018 neu eingeführt wurde Satz 2 der 
Vorschrift, welcher die abstandsflächenrechtliche 
Privilegierung des sog. Ersatzneubaus regelt. Da-
nach kann37 in überwiegend bebauten Gebieten 
gestattet werden, dass an der Stelle eines Gebäu-
des, das die Abstandsflächen nicht einhält, aber 
Bestandsschutz genießt, ein nach Kubatur gleich-
artiges Gebäude errichtet wird, wenn das Vorhaben 
ansonsten dem öffentlichen Recht entspricht und 
die Rechte der Angrenzer nicht nachteilig betrof-
fen werden. Im Interesse der vorrangigen Nutzung 
innerstädtischer Grundstücke soll die Regelung die 
Revitalisierung alter Gebäudesubstanz im inner-
städtischen Bereich fördern.38

Zu beachten ist, dass der Landesgesetzgeber in 
Satz 2 ausdrücklich – und abweichend zu der Rege-
lung in § 6 Abs. 11 BauO NRW hinsichtlich einer 
Änderung bzw. Nutzungsänderung vorhandener 
Gebäudesubstanz – nur die (Neu-)Errichtung eines 
Gebäudes „an der Stelle“ eines bestandsgeschützten 
Gebäudekörpers (sog. Ersatzneubau) privilegiert. 
Voraussetzung ist demnach, dass der vorhande-

ne Gebäudebestand zunächst beseitigt wird. Den 
Fällen der „Errichtung“ eines Ersatzneubaus sind 
jedoch solche Änderungen bzw. Nutzungsände-
rungen gleichzustellen, die den Bestandsschutz 
entfallen lassen und aus diesem Grunde nicht unter 
die Privilegierung in § 6 Abs. 11 BauO NRW fal-
len.39 Denn mit der Regelung in Satz 2 wollte der 
Landesgesetzgeber über die auch zuvor bereits gel-
tende Regelung in § 6 Abs. 11 BauO NRW (= § 6 
Abs. 15 BauO NRW 2000) bewusst hinausgehen 
und explizit auch (Nutzungs-)Änderungen ermög-
lichen. Sah der ursprüngliche Gesetzentwurf näm-
lich noch vor, dass der Ersatzneubau dem Bestand 
„nach Kubatur und Nutzung“ noch gleichartig 
sein müsse,40 wurden die Wörter „und Nutzung“ 
im weiteren Gesetzgebungsverfahren gestrichen.41 
Im Ergebnis wird dann auch nur ein solches Ver-
ständnis der Vorschrift der gesetzgeberischen Ziel-
vorstellung der „Revitalisierung vorhandener Ge-
bäudesubstanz“ gerecht.

In Bezug auf das Verbot nachteiliger Auswirkun-
gen des Ersatzneubaus auf Rechte der Angrenzer ist 
anzumerken, dass die durch die abstandsflächen-
rechtlichen Regelungen geschützten nachbarlichen 
Belange bereits durch das bestehende Gebäude, 
welches die Abstandsflächen nicht einhält, beein-
trächtigt sind. Insofern dürfen die Rechte der An-
grenzer durch den Ersatzneubau (lediglich) nicht 
noch nachteiliger betroffen werden, als dies in der 
gegebenen Situation ohnehin schon der Fall ist.42

K.  Abweichungen von § 6 BauO NRW 
(§ 69 Abs. 1 BauO NRW)
Wie auch schon unter Geltung der Vorgängerfas-
sung kann die Bauaufsichtsbehörde gem. § 69 Abs. 1 
Satz 1 BauO NRW im Einzelfall Abweichungen von 
Anforderungen der Landesbauordnung und auf-
grund der Landesbauordnung erlassener Vorschrif-
ten zulassen, wenn diese unter Berücksichtigung des 

36	 VG Münster, Urt. v. 27.07.2010 – 2 K 2694/08.
37	 Die Vorschrift ist als Ermessensvorschrift konzipiert.
38	 LT-Drucks. 17/2166, S. 106.
39	 Vgl. hierzu Handlungsempfehlungen des Ministeriums für 

Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Stand: Januar 2019, S. 21.

40	 LT-Drucks. 17/2166, S. 17.
41	 LT-Drucks. 17/3036, S. 8.
42	 Vgl. Handlungsempfehlungen des Ministeriums für Heimat, 

Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-
Westfalen, Stand: Januar 2019, S. 21.



Aufsätze

BauR 1 · 2020 41

Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Wür-
digung der öffentlich-rechtlich geschützten nach-
barlichen Belange mit den öffentlichen Belangen, 
insbesondere den Anforderungen des § 3 Abs. 1 und 
3 BauO NRW, vereinbar sind. Dies gilt selbstver-
ständlich nach wie vor auch für Abweichungen von 
den abstandsflächenrechtlichen Regelungen des § 6 
BauO NRW.43 Eine Neuerung hat die Regelung al-
lerdings mit ihrer Ergänzung in § 69 Abs. 1 Satz 2 
BauO NRW erfahren, wonach Abweichungen unter 
den Voraussetzungen des Satzes 1 neuerdings auch 
dann – im Sinne einer gebundenen Entscheidung 
– zuzulassen sind, wenn sie der Schaffung oder Er-
neuerung von Wohnraum dienen.44

L.  Fazit
Die landesgesetzlichen Regelungen im Bereich des 
Abstandsflächenrechts bleiben auch nach der No-
velle der Landesbauordnung durch das Baurechts-
modernisierungsgesetz vom 21.07.2018  äußerst 
komplex. Ihre konkrete Handhabbarkeit muss sich 
in der Praxis erst noch zeigen. Dabei zeugen aller-
dings alleine die (zitierten) Handlungsempfehlun-
gen des Ministeriums für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung bereits davon, dass in der 
Praxis noch erhebliche Unsicherheit in der Anwen-
dung der neuen Vorschriften besteht. Im Hinblick 
darauf, dass sich die Oberste Bauaufsichtsbehörde 
etwa im Anwendungsbereich von § 6 Abs. 8 Satz 1 

Nr. 1 BauO NRW gezwungen sah, den zuständigen 
Bauaufsichtsbehörden ein rechtswidriges Handeln 
zu empfehlen,45 erscheint eine gesetzgeberische An-
passung einzelner Regelungen dringend geboten.

Eine weitere zentrale Frage könnte sich auch im 
Hinblick auf die bisherige Rechtsprechung der 
Verwaltungsgerichte stellen, wonach bei Einhal-
tung der freizuhaltenden Abstandsflächen in der 
Regel von einer Vereinbarkeit des Vorhabens mit 
dem bauplanungsrechtlichen Gebot der Rücksicht-
nahme auszugehen ist.46 Denn insbesondere mit 
Blick auf die grundsätzliche Verkürzung der er-
forderlichen Abstandsflächentiefe nach § 6 Abs. 5 
BauO NRW auf 0,4 H ist fraglich, ob das Verhält-
nis der abstandsflächenrechtlichen Vorschriften des 
§ 6 BauO NRW zum bauplanungsrechtlichen Ge-
bot der Rücksichtnahme im Einzelfall nicht einer 
neuen Betrachtung bedarf.

43	 Der Wegfall der Regelung in § 73 Abs. 1 Satz 2 BauO NRW 
2000 steht dem nicht entgegen.

44	 In der bis zum 31.12.2018 geltenden Fassung der Landesbau-
ordnung war der Anwendungsbereich von § 73 Abs. 1 Satz 3 
BauO  NRW noch auf Vorhaben, die der Einsparung von 
Wasser und Energie dienen, beschränkt.

45	 Vgl. Handlungsempfehlungen des Ministeriums für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-
Westfalen, Stand: Januar 2019, S. 20 sowie unter VII. 1.

46	 OVG NRW, Beschl. v. 14.07.2015 – 7 A 99/15; OVG NRW, 
Beschl. v. 09.02.2009 – 10 B 1713/08.


